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Christine Hikel, Nicole Kramer, Elisabeth Zellmer 

Impulse für eine neue Frauen-
Politikgeschichte 

Im 20.Jahrhundert bestimmten politische Systemwechsel, Kriege 
und Krisen, aber auch Konsolidierung und Demokratisierung das 
Verhältnis des Staats zu seinen Bürgerinnen neu. Hatte die Mehr-
heit der Männer, nicht zuletzt wegen der allgemeinen Wehrpflicht, 
die Aufwertung zum Staatsbürger bereits im 19. Jahrhundert er-
reicht, zogen die Frauen erst 1918 mit der Einführung des Frauen-
wahlrechts nach. Dies war jedoch mehr Markstein als Schlussstein 
eines Politisierungsprozesses1, der in den folgenden Jahrzehnten in 
unterschiedlichen Ausprägungen seine Fortsetzung fand. Totalitäre 
Herrschaft, die nationale Vereinnahmung im Zweiten Weltkrieg, 
Demokratisierung oder die politische Planungs- und Steuerungs-
euphorie der 1960er Jahre verschoben die Grenze zwischen dem, 
was als „politisch", und dem, was als „privat" galt. Frauen gerieten in 
den Fokus des Staats und erhielten neue Möglichkeiten der politi-
schen Teilhabe. Davon profitierten nicht nur die Eliten, sondern 
die Frauen insgesamt, also auch das sprichwörtliche „Lieschen 
Müller"2. 

Lieschen Müller entwickelte sich im 20. Jahrhundert zum Syn-
onym für die deutsche Durchschnittsfrau. Erstmals tauchte diese 
Figur aber bereits im 18. Jahrhundert auf - zusammen mit dem Sol-
daten Fritzchen stand sie für die Untertanen des Königs Friedrich 
Wilhelm I., der - so die landläufige Sicht - als sparsamer Regent 

1 Vgl. Konrad H. Jarausch/Michael Geyer, Zerbrochener Spiegel. Deut-
sche Geschichte im 20.Jahrhundert, München 2005, S. 278-302. 
2 Zur „Genealogie" und „Karriere" Lieschen Müllers vgl.: Artikel „Liese", 
in: Grimm's deutsches Wörterbuch, Bd.6, Leipzig 1885; Artikel „Lieschen 
Müller", in: Hermann Paul, Deutsches Wörterbuch, 5. völlig neu bearb. u. 
erw. Aufl. von Werner Betz, Tübingen 1966; Christina von Hodenberg, 
Konsens und Krise. Eine Geschichte der westdeutschen Medienöffentlich-
keit 1945-1973, Göttingen 2006, S.80; Anja Kruke, Demoskopie in der 
Bundesrepublik Deutschland. Meinungsforschung, Parteien und Medien 
1949-1990, Düsseldorf 2007; Lieschen Müller, Ottos Verwandte, in: taz vom 
1.2.2003; Alexander Mitscherlich, Cocteaus Witwe. Zur Genealogie von Lies-
chen Müller, in: ders., Gesammelte Schriften VI. Politisch-publizistische 
Aufsätze 1, hrsg. von Herbert Wiegandt, Frankfurt a.M. 1983, S. 278-282; 
Spiegel-Verlag/Hausmitteilung, in: Der Spiegel vom 28.10.1968, S. 5. 
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sein Volk arm und ungebildet ließ. Als Sinnbild der gemeinen 
Preußin genoss sie einen zweifelhaften Ruf: unauffällig, gewöhnlich, 
bisweilen gar dumm. Nach dem Zweiten Weltkrieg änderte sich 
das Bild: Die neu entstehende Disziplin der Meinungsforschung 
griff Figuren wie Lieschen Müller oder Otto Normalverbraucher 
auf und erklärte sie zum Pendant der einfachen Frauen und Män-
ner auf der Straße. Da insbesondere die Parteien daran interessiert 
waren, was die schweigende Mehrheit dachte, gewann Lieschen 
Müller eine politische Dimension. Aus dem einfältigen Geschöpf 
wurde eine Staatsbürgerin, deren Spuren man aber nur selten in 
Parteien, Parlamenten oder anderen Institutionen findet. Doch 
dass sie vorhanden sind - gerade auch außerhalb dieser etablierten 
Arenen - , wird dieser Band zeigen. Die Vielfalt weiblichen Enga-
gements, die der Blick auf Lieschen Müller offen legt, spiegelt sich 
in den einzelnen Beiträgen wider, die sich konzeptionell an drei 
Leitlinien orientieren: 

1. Geschlecht: Der akteurszentrierte Ansatz soll keine Rückkehr 
zur Frauengeschichte der 1970er Jahre sein, der es vor allem darum 
ging, Frauen als Subjekte in der Geschichte sichtbar zu machen. 
Die einzelnen Beiträge beziehen Geschlecht als konstituierenden 
Faktor der Vergesellschaftung in ihre Untersuchungen mit ein 
und tragen somit den methodischen Debatten der Geschlechter-
geschichte Rechnung. Die Zuschreibungen, die „die Frauen" pau-
schal zu einem monolithischen Block innerhalb der Gesellschaft 
machen, sind nur eine Seite der sozialen Praxis. Wie Frauen diese 
Rollenmuster wahrnahmen, wie sie sich dazu verhielten, ob sie sie 
ignorierten oder als verbindlich ansahen, zeigt sich erst, wenn die 
Akteurinnen selbst im Zentrum der Untersuchung stehen. Es soll 
also nicht um den Blick des Staats auf die Frauen, sondern um 
deren Haltung und Verhalten dem Staat gegenüber gehen. Frauen 
strebten nach Integration, ließen sich in Dienst nehmen, stellten 
Forderungen, verlangten Mitspräche, setzten Grenzen oder liefen 
dagegen Sturm. 

2. Staat: Das 20. Jahrhundert gilt als „Zeitalter der Extreme" (Eric 
Hobsbawm). Vor allem Deutschland pendelte zwischen Demokratie 
und Diktatur. Mit den Systemwechseln gingen politisch-normative 
und gesellschaftliche Veränderungen einher, die die Spielräume 
der Mitgestaltung von Frauen im Staat neu bestimmten. Dabei ist 
es wichtig festzuhalten, dass die Geschichte weiblicher Partizipation 
keine bruchlose, lineare Erfolgsgeschichte ist, die nach und nach 
ein Mehr an politischer Teilhabe und Mitbestimmung erbracht 
hat. Vielmehr lassen sich Zeitfenster finden, in denen das Enga-
gement von Frauen besonders hervortrat, während es in anderen 
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Perioden in den Hintergrund rückte. Die Gründe dafür, dass sich 
solche Zeitfenster öffneten, sind vor allem zwei Faktoren geschul-
det: Zum einen der Absicht des Staats, Frauen zu mobilisieren und 
zur Unterstützung des herrschenden politischen Systems zu gewin-
nen, zum anderen der in bestimmten Phasen besonders stark emp-
fundenen Uberzeugung, die Lage von Frauen sei defizitär und die 
weibliche Bevölkerung im oder durch den Staat nicht ausreichend 
repräsentiert. Die zeitliche Längsschnittperspektive ermöglicht es, 
Brüche und gegensätzliche Entwicklungen zu untersuchen, die 
deutschen Diktaturen in die Analyse zu integrieren und schließ-
lich eine Basis für den diachronen Vergleich zu legen. Dabei wird 
unter anderem erkennbar, dass sich die Zweite Frauenbewegung 
ganz selbstverständlich auf die Erste berief. Dennoch unterschieden 
sich deren Aktivistinnen in ihrer Staatsauffassung grundlegend 
von ihren politischen Großmüttern. Ging es in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts um die Anerkennung als Staatsbürgerinnen 
und die Verpflichtung gegenüber dem Gemeinwesen, stritten west-
deutsche Frauen mehr als 50 Jahre später im Kontext einer stabilen 
Demokratie und auf der Basis gesicherter Grundrechte für mehr 
Selbstbestimmung und gegen staatliche Eingriffe. 

3. Partizipation: Da der Untersuchungszeitraum das gesamte 
20. Jahrhundert umfasst, ist es notwendig, den PartizipationsbegrifF 
von seiner traditionellen demokratietheoretischen Konnotation zu 
lösen. Danach richtet sich Partizipation auf das politische System, 
in dem Bürger politische Entscheidungen „freiwillig", „individuell" 
oder „im Verbund mit anderen" und „zu ihren Gunsten" beein-
flussen können. In Definitionen wie dieser klingt ein normatives 
Verständnis von politischer Beteiligung an, die über die Interessen-
vertretung hinaus auf demokratische Ideale wie „Selbstverwirk-
lichung" und „Teilhabe in möglichst vielen Bereichen der Gesell-
schaft" verweist3. Allerdings, so ist dagegen einzuwenden, strebt 
j ede Form politischer Herrschaft nach Legitimität und Akzeptanz, 
für die ein gewisses Maß an Beteiligung der Bevölkerung unabding-
bar ist. Auch diktatorische und autoritäre Regime versuchen, mit 
ihren politischen Botschaften Zustimmung zu gewinnen. Gerade 
in totalitären Systemen ist es ein Charakteristikum, dass der Grad 
der politischen Durchdringung und Mobilisierung der gesamten 
Bevölkerung ausgesprochen hoch ist. Der entscheidende Unter-
schied im Vergleich zu Demokratien liegt im Grad der Offenheit 

3 So z.B. unter dem Stichwort „Partizipation" in: Lexikon der Politik. Bd. 7: 
Politische Begriffe, hrsg. von Dieter Nohlen/Rainer-Olaf Schultze/Suzanne 
S. Schüttenmeyer, München 1998, S. 470-472, hier S.470. 
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der politischen Sphäre, die in Diktaturen - vor allem durch Gewalt 
und Repression - stark vorstrukturiert ist und kaum Platz für Plu-
ralismus lässt. Partizipation verläuft hier innerhalb enger Grenzen. 
Teilhabe und Mitwirkung spielten sich in den Diktaturen des 
20. Jahrhunderts nicht auf der Ebene politischer Entscheidungs-
findung ab, vielmehr konnte die Mehrheit der Bevölkerung ledig-
lich an der Schnittstelle zwischen politischen Vorgaben und deren 
Umsetzung Einfluss nehmen. Hier eröffneten sich die Handlungs-
spielräume für die „kleinen" Männer, aber auch für die „kleinen" 
Frauen, die man bisher zumeist übersehen hat. Ein entsprechend 
erweiterter Partizipationsbegriff4 ermöglicht es, demokratische und 
diktatorische Systeme gleichermaßen in den Blick zu nehmen. 
Partizipation kann so zu einer Analyse- und Vergleichskategorie 
für das gesamte 20. Jahrhundert werden. 

Die vorliegenden Beiträge erschließen über die Frage nach der 
politischen Teilhabe von Frauen exemplarisch die deutsche Ge-
schichte des 20. Jahrhunderts. Auf der Grundlage jüngst abgeschlos-
sener oder noch laufender empirischer Studien vermessen sie ein 
vernachlässigtes Forschungsfeld anhand innovativer Fragestellun-
gen und geben Impulse für eine neue Frauen-Politikgeschichte, 
die sowohl Frauen als Akteurinnen als auch die Bedingungen ihres 
Handelns in herrschafts-, sozial- und erfahrungsgeschichtlicher 
Perspektive untersucht. Der Band gliedert sich in fünf Abschnitte. 
Den Anfang macht ein Uberblick über die Geschichte von Frauen 
als Staatsbürgerinnen in Demokratie und Diktatur. Durch den Blick auf 
das gesamte 20. Jahrhundert werden die Zeitfenster sichtbar, in 
denen die Teilhabe der weiblichen Bevölkerung verstärkt themati-
siert, begünstigt, eingefordert, aber auch wieder zurückgedrängt 
wurde. 

Ein erstes Fenster öffnete sich in den Jahren nach dem Ersten 
Weltkrieg. Der Systemwechsel von 1918 veränderte die Rahmen-
bedingungen weiblicher Teilhabe radikal. Der neue Status als voll-
wertige Staatsbürgerinnen hob die Partizipation von Frauen im 
Staat auf eine neue Stufe. Es ging aber nicht nur um Rechte und 
Möglichkeiten, eigene Interessen durchzusetzen und Gesellschaft 
und Politik mitzugestalten. Partizipation hieß nicht zuletzt Dienst 
für das Volk und Mitarbeit am Gemeinwesen. 

4 Die Erweiterung von Politik- und Partizipationsbegriffen hat bereits die 
Neue Politikgeschichte angeregt. Vgl. v.a. Ute Frevert, Neue Politikgeschich-
te. Konzepte und Herausforderungen, in: dies./Heinz-Gerhard Haupt 
(Hrsg.), Neue Politikgeschichte. Perspektiven einer historischen Politikfor-
schung, Frankfurt a.M. 2005, S.9-26. 
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Der Nationalsozialismus konnte die politische Integration von 
Frauen nicht gänzlich revidieren. Der Notwendigkeit, die Zustim-
mung der weiblichen Bevölkerung zu gewinnen, konnte sich auch 
das Dritte Reich nicht verschließen. Allerdings galt dies längst 
nicht für alle; Frauen, die aus rassischen und weltanschaulichen 
Gründen stigmatisiert wurden, mussten zwischen 1933 und 1945 
erfahren, wie ihnen die staatliche Macht jegliche Partizipations-
möglichkeit versagte. 

Für die „Volksgenossinnen" gestaltete sich die Situation hingegen 
anders: Sie sollten in den totalen Staat und die nationalsozialistische 
„Volksgemeinschaft" integriert werden, und viele nahmen dieses 
Inklusionsangebot bereitwillig auf. Das Dritte Reich erwies sich 
dabei auf der Ebene der symbolischen Repräsentation als männ-
lich dominiert, während die politische und soziale Praxis - wenn 
auch in hierarchischer Abstufung - auf der Integration und Mit-
wirkung beider Geschlechter beruhte. Dies war das Einfallstor für 
die Gestaltungsmacht von Frauen im nationalsozialistischen Männer-
staat. 

Mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs verloren nationalsozialis-
tische Politikvorstellungen ihre Bedeutung. An deren Stelle traten 
die westalliierten Forderungen nach Demokratisierung, die zumin-
dest in Teilen der deutschen Bevölkerung auf bereits vorhandene 
Einsichten stießen. Die weibliche Mitbestimmung in der neuen Demokratie 
sollte kein Elitenphänomen sein, sondern möglichst allen offen-
stehen. Partizipation hatte verschiedene Ansatzpunkte und unter-
schiedliche Formen. Frauenvereine und -verbände, die zum Teil 
an ihre Arbeit aus der Zeit vor 1933 anknüpfen konnten, spielten 
häufig eine wichtige Rolle bei der Politisierung der weiblichen Be-
völkerung und etablierten sich als Vorfeldorganisationen. Impulse 
kamen zudem von der „großen Politik", deren Steuerungs- und 
Deutungshoheit bis in den privaten Bereich ihrer Bürger hinein-
reichte. Die staatlichen Institutionen wurden von diesen jedoch 
auch gefordert, nicht zuletzt von Frauen, die sich in materiellen 
Notlagen befanden. 

Wesentlich konfliktreicher gestaltete sich das Verhältnis der 
Zweiten Frauenbewegung zum demokratischen Staat, die in den 
1970er Jahren entstand. „Das Private ist politisch" war einer ihrer 
zentralen Slogans, doch die Aktivistinnen wehrten sich zugleich 
gegen Eingriffe von oben und betrachteten staatliche Steuerungs-
versuche mit Skepsis. Sie nutzten die Öffentlichkeit, um etablierte 
Institutionen herauszufordern und um diesen ihre Grenzen aufzu-
zeigen. Als Teil der sozialen Bewegungen der 1960er und 1970er 
Jahre formulierte die Neue Frauenbewegung in der Bundesrepublik 
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Protest und sorgte für Polarisierung. Mit Einschränkungen galt dies 
auch für die DDR, wo nichtstaatliche Frauengruppen in den 1980er 
Jahren zu Trägern einer Gegenkultur wurden. 

* 

Der vierte Band der Reihe „Zeitgeschichte im Gespräch" ist das 
Ergebnis eines Workshops über die politische Partizipation von 
Frauen im 20.Jahrhundert , der im Oktober 2007 in München 
stattfand. Wegbereiter dieses Forschungsinteresses war das Institut 
für Zeitgeschichte München-Berlin. Die Tagung und der Sammel-
band haben sich nur durch die Unterstützung und Mitarbeit so 
vieler verwirklichen lassen. Wir danken dem Direktor des Hauses, 
Horst Möller, seinem Stellvertreter Udo Wengst und der Verwal-
tungsleiterin Ingrid Morgen, die dieses Projekt möglich gemacht 
haben. Stellvertretend für die vielen Kolleginnen und Kollegen 
möchten wir Ingrid Baass, Ute Elbracht, Alexander Markus Klotz, 
Edith Raim, Anne Rohstock, Thomas Schlemmer und Hans Woller 
nennen, die unsere Ideen und unseren Eifer stets unterstützt und 
uns den Rücken freigehalten haben. Unser Dank gilt nicht zuletzt 
den Autorinnen und Autoren der Beiträge für die gute Zusammen-
arbeit. 
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Elizabeth Harvey 

Raum und Partizipation 

Zum Verhältnis von Frauen und Politik in Deutschland 
im 20. Jahrhundert 

1. Die räumliche Dimension der Partizipation* 

Die historische Frauen- und Geschlechterforschung de r letzten 
Jahrzehnte hat uns einen kritischen Blick auf die politische Ge-
schichte des 20. Jahrhunder ts gelehrt. Dabei erscheint die klassische 
und angeblich naturgegebene Grenzziehung zwischen einer männ-
lich kodierten Öffentlichkeit und einer weiblich kodierten Privat-
sphäre als ein ideologisches Konstrukt, eine einflussreiche, aber 
vereinfachende Schablone. Dieses Konstrukt diente dazu, Män-
nern politische Rechte vorzubehalten, die Geschlechterhierarchie 
zu verfestigen und die weitere Demokratisierung aufzuhalten1 . Einer 
feministischen Politikgeschichte eröffnen sich so zwei neue Per-
spektiven. Zum einen kann sie den , ,männerbündische[n] Charak-
ter"2 der Politik im modernen Staat deutlich machen: ein System, 
das sich unter bestimmten Bedingungen änder t und öffnet für die 
Mitwirkung von Frauen. Zum anderen strebt sie danach, die Vorstel-
lung einer einheitlichen, klar abgegrenzten (männlichen) Öffent-
lichkeit durch ein komplexeres Bild zu ersetzen, das die Ubergänge 
zwischen Privatsphäre und außerhäuslichem Engagement betont 
und Teilöffentlichkeiten berücksichtigt, zum Beispiel das Engage-
ment von Frauen in Organisationen, Bewegungen und Kampag-
nen3 . Nicht nur die Beteiligung an der Politik im engeren Sinne, 
sondern auch öffentliche Handlungsformen jenseits der institutio-

* Ich möchte Eva Sänger und den Herausgeberinnen dieses Bandes für 
Hinweise und Anregungen danken. 
1 Vgl. Birgitta Bader-Zaar/Johanna Gehmacher, Öffentlichkeit und Diffe-
renz. Aspekte einer Geschlechtergeschichte des Politischen, in: Johanna 
Gehmacher/Maria Mesner (Hrsg.), Frauen- und Geschlechtergeschichte. 
Positionen. Perspektiven, Wien 2003, S. 165-181, hier S. 165f.; Karin Hau-
sen, Frauenräume, in: dies./Heide Wunder (Hrsg.), Frauengeschichte -
Geschlechtergeschichte, Frankfurt a.M./New York 1992, S. 21-24, hier S. 23f. 
2 Bader-Zaar/Gehmacher, Öffentlichkeit und Differenz, S. 165. 
3 Vgl. Nancy Fraser, Justice Interruptus. Critical reflections on the postsocial-
lst condition, London 1997, S. 74ff. 
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nalisierten Politik sind relevant fü r die Frage nach der politischen 
Partizipation der „Durchschnittsfrau" im Zeitalter der Massenpolitik, 
des organisierten Nationalismus und der Kämpfe für die Demo-
kratie4. 

Die Debatte um die politischen Rechte der Frau wurde in 
Deutschland begleitet und überlagert von der krisenhaften Ent-
wicklung der Monarchie, die in den Ersten Weltkrieg führte , mit 
der Revolution und der Ausrufung der Republik endete und den 
Frauen das Wahlrecht gab5. Die Brüche in der Entwicklung der 
formellen politischen Partizipation von Frauen im Sinne von Be-
teiligung an einer pluralistischen Parteiendemokratie seit 1918 
sind auffallend. Sie werfen die Frage auf, welche Art von politi-
scher Partizipation auch im NS-Regime und in der SED-Diktatur 
existierte und wie solche Formen der Partizipation und Mobilisie-
rung in den Ubergängen zur Demokratie nachwirkten6 . Neben 
den Brüchen ist auch nach Kontinuitäten über Regimewechsel 
hinweg zu fragen. Zeitübergreifend tauchen immer wieder be-
stimmte Legitimationsdiskurse auf, zum Beispiel das Argument, 
dass die „Not des Volkes" in Kriegen und Krisen das politische Ein-
greifen von Frauen gegen die Feinde der Nation erfordere7 , oder 
der Hinweis auf die vermutete Expertise von Frauen in Fragen der 
Kultur, der Erziehung und der sozialen Fürsorge, die ihnen eine 
besondere Rolle in der Öffentlichkeit auferlege oder zusichere8. 

Eine neue „Geschlechtergeschichte des Politischen"9 hat den 
Anspruch, die traditionelleren Analysen von Rechten, Strukturen 

4 Vgl. Elke Schüller, „Frau sein heißt politisch sein". Wege der Politik von 
Frauen in der Nachkriegszeit am Beispiel Frankfurt am Main (1945-1956), 
Königstein/Ts. 2005, S. 11-19. 
5 Vgl. Ute Planert, Antifeminismus im Kaiserreich. Diskurs, soziale Forma-
tion und politische Mentalität, Göttingen 1998. 
6 Zur NS-Zeit vgl. Kirsten Heinsohn/Barbara Vogel/Ulrike Wecket (Hrsg.), 
Zwischen Karriere und Verfolgung. Handlungsräume von Frauen im natio-
nalsozialistischen Deutschland, Frankfurt a.M./New York 1997; Sybille 
Steinbacher (Hrsg.),Volksgenossinnen. Frauen in der Volksgemeinschaft, 
Göttingen 2007; zum SED-Regime vgl. Brigitte Young, Triumph of the 
Fatherland. German Unification and the Marginalization of Women, Ann 
Arbor 1999. 
7 Vgl. Eva Schöck-Quinteros/Christiane Streubel (Hrsg.), Ihrem Volk 
verantwortlich. Frauen der politischen Rechten (1890-1933), Berlin 2007; 
Christiane Streubel, Radikale Nationalistinnen. Agitation und Programma-
tik rechter Frauen in der Weimarer Republik, Frankfurt a.M./New York 
2006, insbesondere S. 327-355. 
8 Vgl. Julia Sneeringer, Winning Women's Votes. Propaganda and Politics 
in Weimar Germany, Chapel Hill/London 2002, S. 19-68. 
9 Bader-Zaar/Gehmacher, Öffentlichkeit und Differenz, S. 165. 
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und Organisationen mit kultur- und alltagsgeschichtlichen Per-
spektiven auf Diskurse, Milieus und Praktiken zu verbinden. Das 
geschieht anhand von Quellen, die nicht nur Ereignisse und 
Handlungen, sondern auch Motivationen und Erfahrungen an der 
Basis (eben von Lieschen Müller) beleuchten. Weiterführend sind 
dabei Anregungen aus anderen Disziplinen - sei es die Analyse 
von Privatheit und Öffentlichkeit durch die feministische Politik-
wissenschaft, die Einbeziehung von visuellen Quellen und auto-
biografischen Erzählungen, oder seien es konzeptionelle Neuüber-
legungen zu Themen wie Emotionen und Ritualen in der Vergan-
genheit. In diesem Beitrag soll es um die räumliche Dimension 
der Partizipation von Frauen gehen, wobei auch hier interdiszipli-
näre Ansätze eine große Rolle spielen. Damit wird ein Thema auf-
gegriffen, das in der deutschen Frauengeschichtsforschung seit 
langem etabliert ist, in der allgemeinen Politikgeschichte aller-
dings bisher weniger Beachtung gefunden hat10. 

Für die Politikgeschichte sind räumliche Begriffe nicht zuletzt 
deshalb hilfreich, weil sie die Ebene der Repräsentation, Symbole 
und Diskurse mit der Ebene der politischen Praxis im Alltag ver-
knüpfen11 . Sowohl in den zeitgenössischen Diskursen als auch 
in den historischen Analysen von Frauenrechten und von der Ein-
beziehung der Frauen ins öffentliche Leben sind räumliche Meta-
phern gang und gäbe. Da wird von „Eroberung neuer Tätigkeits-
gebiete", von „getrennten Geschlechtersphären" und von einem 
„erweiterten Aktionsradius" gesprochen. Eine solche Verwendung 
räumlicher Begriffe dient dazu, wie die Anthropologin Shirley Ar-
dener schon 1981 formulierte, Gesellschaften zu organisieren und 
verständlich zu machen: Aus der dreidimensionalen Welt werden 
Begriffe entnommen und benutzt, um Macht, Freiheit, Unterord-
nung, Zugehörigkeit oder Fremdheit zu evozieren. Gleichzeitig ist 
in der „realen Welt" die Erfahrung von Macht beziehungsweise 
Machtlosigkeit konkret mit Territorien, Stätten, Orten und Räu-
men verbunden, die für bestimmte Personen oder Personengrup-
pen jeweils zugänglich oder versperrt sind. So wie die Kontrolle 
über den Raum eine Quelle von gesellschaftlicher Macht darstellt, 

10 Vgl. Hausen, Frauenräume, S. 21-24; Detlef Briesen/Jürgen Reulecke, 
Einführung, in: Wendelin Strubelt (Hrsg.), Historische Determinanten der 
Raumanalyse, Bonn 2007, S. Iff. (Informationen zur Raumentwicklung 
10/11-2007). 
11 Vgl. hier und im Folgenden Shirley Ardener, Ground Rules and Social 
Maps for Women. An Introduction, in: dies. (Hrsg.), Women and Space. 
Ground Rules and Social Maps, revidierte Ausgabe, Oxford 1993, S. 1-30. 


